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Zusammenfassung
Die stärkste politische Kraft in Polen ist derzeit die Bürgerkoalition (Koalicja Obywatelska – KO), die seit 
Herbst 2023 das Regierungsbündnis unter Ministerpräsident Donald Tusk anführt. Viele Reformvorhaben, 
vor allem eine grundlegende Neuordnung des Justizsystems im Sinne einer verlässlichen Rechtsstaatlichkeit, 
hoffte sie mit einem »eigenen« Staatspräsidenten umsetzen zu können. Die Niederlage des KO-Kandidaten 
in den Präsidentschaftswahlen im Sommer 2025 führte zunächst zu einer Krise des Regierungslagers, spä-
ter zu erneuten Bemühungen, die Abrechnung mit der Ära von Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawied
liwość – PiS) voranzutreiben. Der Autor greift auf wichtige Wendepunkte in der polnischen Parteienland-
schaft nach 2000 zurück, um die heutigen Stärken und Schwächen der KO aufzuzeigen.

Im Oktober 2025 hat die Bürgerplattform (Platforma 
Obywatelska – PO) ihre Geschichte selbst beendet 

und sich in die Bürgerkoalition (Koalicja Obywatel-
ska – KO) verwandelt. Das ist eine gute Gelegenheit zu 
schauen, wo sie steht, und den Weg nachzuzeichnen, 
den sie bisher zurückgelegt hat. Neben der PO sind in 
der KO weitere Parteien aufgegangen: Die Moderne 
(Nowoczesna), Polnische Initiative (Inicjatywa Polska) 
und die Grünen (Zieloni).

Die Umwandlung der PO in die KO erfolgte zur 
Halbzeit der Legislaturperiode unter Parteichef und 
Ministerpräsident Donald Tusk, der bereits zum drit-
ten Mal einer Regierung vorsteht. Sie vollzog sich fast 
genau 20 Jahre nach einem anderen äußerst wichtigen 
Datum in der Geschichte der Partei – der Berufung 
der Minderheitsregierung von Recht und Gerechtig-
keit (Prawo i Sprawiedliwość – PiS) unter Kazimierz 
Marcinkiewicz. Jener Herbst 2005 war ein Moment gro-
ßer Enttäuschungen für die Bürgerplattform. Zunächst 
erzielte Donald Tusk ein spektakuläres Ergebnis im 
ersten Wahlgang der Präsidentschaftswahlen, die er 
im zweiten Wahlgang dann überraschend zugunsten 
von Lech Kaczyński, dem Kandidaten der PiS, verlor. 
Zudem war die PO in den zuvor stattgefundenen Parla-
mentswahlen mit nur geringem Vorsprung von der PiS 
überholt worden. Diese Ereignisse machten die insbe-
sondere unter PO-Politikern und -Anhängern verbrei-
tete Vorstellung zunichte, dass die Partei die angekün-
digte Koalition mit der PiS anführen werde, ein Wunsch, 
der darauf gründete, dass die PO nach dem Wahlerfolg 
der Demokratischen Linksallianz (Sojusz Lewicy Demo-
kratycznej – SLD) in den Parlamentswahlen 2001 die 
größte Oppositionspartei war und außerdem als stärkste 
Kraft aus den ersten Europawahlen 2004 hervorgegan-
gen war. Der Anteil der Wählerunterstützung in bei-

den Fällen war allerdings eher bescheiden – zwölf bzw. 
24 Prozent – und die sich dennoch daraus ergebende 
herausragende Position eine Folge der allgemeinen Zer-
splitterung der Parteienlandschaft im damaligen Polen.

Der überraschende zweifache Sieg der PiS führte 
dann zu einer vollständigen Umgestaltung der politi-
schen Szene. Sie verzichtete auf ein Regierungsbündnis 
mit der PO, das ein post-Solidarność, Mitte-rechts-Lager 
hätte sein und sich gegen die postkommunistische Linke 
hätte richten sollen. Stattdessen unternahm sie den Ver-
such, zusammen mit den Parteien Selbstverteidigung 
(Samoobrona) und Liga der polnischen Familien (Liga 
Polskich Rodzin – LPR) einen Antiestablishment-Block 
zu bilden. Das versetzte die PO in eine unangenehme 
Lage: Sie war in der Opposition zusammen mit der lin-
ken SLD – in deren vierjähriger Regierungszeit hatte 
die PO durch Kritik an derselben ihr Profil geschärft – 
und der Polnischen Bauernpartei (Polskie Stronnictwo 
Ludowe – PSL), die in PO-Unterstützerkreisen als all 
das galt, womit die PO nicht identifiziert werden wollte – 
hinterwäldlerisch, Sozialstaat affin und uneindeutig in 
ihrem Verhältnis zur kommunistischen Vergangenheit. 
Die PSL indessen stand am Scheideweg zwischen dem 
vorangegangenen, nicht allzu gelungenen Bündnis mit 
der SLD und einem neuen Block, der sich um die PiS 
bildete. Ein Block, der einerseits durch ideologische 
Nähe bestach, andererseits aber die Gefahr barg, kom-
plett vereinnahmt zu werden – und das als Partei mit 
einer langen Tradition und starken, demokratischen 
Binnenstrukturen, die allen übrigen Parteien fehlten.

Paradoxerweise war diese Situation ausschlaggebend 
für die heutige Position der PO. Vor den Kommunal-
wahlen 2006 betrieb die PiS eine Wahlrechtsänderung, 
die Listenverbindungen (wie im deutschen Kommunal-
wahlsystem) einführte. Die Änderung sollte der Koa-
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lition ihre Überlegenheit gegenüber einer Opposition 
sichern, die nicht in der Lage sei, ihre Kräfte zu bün-
deln. Die PiS setzte die Änderung durch, ohne die Pro-
teste der Opposition zu berücksichtigen, und führte 
damit – auch vollständig gegen ihre eigene Absicht – her-
bei, dass die politische Landschaft um eine neue Verbin-
dung bereichert wurde: das Bündnis der PO mit der PSL, 
das zum Gewinner der Kommunalwahlen 2006 wurde 
und somit der größte Nutznießer der Wahlrechtsreform 
war, die ursprünglich gegen die Opposition gerichtet 
war. Das Bündnis erwies sich als die langlebigste poli-
tische Verbindung in Polen in den letzten 25 Jahren. 
Es war zwar nicht frei von Spannungen, führte aber 
bereits nach einem Jahr zur Ablösung der PiS aus der 
Regierungsverantwortung.

Die erstarkende PO im Bündnis mit der PSL
Trotz zunehmender Unterstützung und deutlichen Vor-
sprungs gegenüber der PiS war die PO allein jedoch 
nicht in der Lage, bei den Parlamentswahlen 2007 die 
Mehrheit der Sitze im Sejm zu erlangen. Eine mögli-
che Koalition mit dem linken Spektrum hätte sie aller-
dings großen internen Spannungen und dem Verlust 
von den Wählern ausgesetzt, die ihre Affinität zur freien 
Marktwirtschaft mit einer antikommunistischen Ein-
stellung verbanden. Die PSL rief solcherart Emotionen 
nicht hervor (wenngleich der fortschrittliche Flügel der 
PO eine Koalition mit der Linken lieber gesehen hätte), 
außerdem war sie schwächer und überließ somit der 
PO mehr Ressorts. Zudem hatte das PO-PSL-Bündnis 
2006 bis 2007 bereits eine Bewährungsprobe bestanden, 
als es in den meisten Woiwodschaften die Regierung 
stellte und es trotz Prognosen einiger Kommentatoren 
nicht zu Konflikten kommen ließ. Die PSL wurde also 
ein gemäßigt konservativer Sancho Panza vom Lande, 
der einen großstädtischen, intellektuellen und ambitio-
nierte Ideen und Vorhaben herausstellenden Don Qui-
jote begleitete.

Die PO verfügte nun über eine sichere Mehrheit im 
Sejm und wurde in den Folgejahren die dominierende 
Kraft auf der politischen Bühne und für die Mehrheit 
des breit verstandenen Establishments eine selbstver-
ständliche Option. Zwar konnten die PiS und die SLD 
hier ebenfalls ihre Brückenköpfe halten, aber ihre Unter-
stützermilieus waren eher so etwas wie eine ethnische 
Minderheit in einem Nationalstaat.

Eine Parteizugehörigkeit ist nicht ein für allemal 
gesetzt, und eine Folge der Überlegenheit der PO war, 
dass Abtrünnige aus der PiS und der SLD zu ihr über-
liefen, sowohl Sejm-Abgeordnete als auch Stadtpräsiden-
ten sowie kommunale Ratsmitglieder. Dies nahm insbe-
sondere nach dem Wahlsieg des PO-Kandidaten bei den 
Präsidentschaftswahlen 2010, Bronisław Komorowski, 
und nach der Bestätigung der PO-PSL-Regierungskoa-

lition in den Parlamentswahlen ein Jahr später zu. Die 
Krönung der Erfolgskette war, dass Donald Tusk im 
Jahr 2014 das Amt des EU-Ratspräsidenten übernahm.

Allerdings ließ sich bereits zuvor beobachten, dass 
das so sichere Überlegenheitsgefühl für die Regierungs-
partei gefährlich zu werden begann, da sich ein Übermaß 
an Selbstsicherheit breit machte. Das erste Anzeichen 
war das Projekt, das Renteneintrittsalter zu erhöhen. Es 
wurde mit der Zustimmung von Fachexperten und den 
allertreuesten PO-Wählern verabschiedet, aber gegen 
den Willen der Mehrheit der Bevölkerung, insbeson-
dere derjenigen, die eine körperliche Tätigkeit ausübten, 
was mit zunehmendem Alter immer schwieriger wird. 
Die Reform erschütterte die Beliebtheitswerte der PO, 
und nach einem Jahr gab sie in den Umfragen die Füh-
rungsposition an die PiS ab. Allerdings blieb die Selbst-
sicherheit der PO davon unbeeindruckt; sie war vielmehr 
überzeugt, dass die PiS nicht in der Lage sein werde, eine 
eigenständige Mehrheit zu erlangen, so dass die Regie-
rungskoalition im Falle eines Verlustes der Mehrheit 
einfach um die Linke erweitert werden und die Regie-
rungsmacht erhalten bleiben könnte. Dies erschien ihr 
umso plausibler, als der Favorit für die Präsidentschafts-
wahlen (die 2015 einige Monate vor den Parlaments-
wahlen stattfanden) den Umfragen zufolge der der-
zeitige Amtsinhaber und Kandidat der PO, Bronisław 
Komorowski, war. Hinzu kam, dass es Ministerpräsi-
dentin Ewa Kopacz, die Tusks Nachfolgerin geworden 
war, trotz ihrer schwachen Position unter Parteikollegen 
und -anhängern gelang, die Unterstützung für die PO 
auszubauen, so dass sie ein Jahr vor den Parlamentswah-
len wieder an die Spitze der Umfragen rückte.

Der Machtverlust
Es kam allerdings alles anders, denn die übergroße 
Selbstsicherheit der PO zog eine Reihe von Fehlern nach 
sich. Zunächst schwanden die Kräfte und anschließend 
kam es zu chaotischen Reaktionen.

Die PiS stellte Andrzej Duda für den Präsident-
schaftswahlkampf 2015 auf, einen jungen Kandidaten, 
der nicht mit der Regierung von Jarosław Kaczyński 
als Ministerpräsident (2006 bis 2007) in Verbindung 
gebracht wurde. Nach Dudas überraschendem Wahlsieg 
wimmelte es nur so von neuen politischen Initiativen, die 
den Regierungsparteien und der Linken aber keine Ret-
tung brachten, sondern sie schwächten und zum Erstau-
nen aller die PiS zu einer eigenständigen parlamentari-
schen Mehrheit führten. Zwar war die Unterstützung 
für die PiS 2015 geringer als für die PO in den beiden 
vorangegangenen Wahlen, aber da insgesamt 15 Prozent 
der Wählerstimmen an Parteien gingen, die die betref-
fende Prozent-Hürde nicht überschritten, war das tat-
sächliche Stimmengewicht der PiS das bis dato höchste 
in der Geschichte der polnischen Parlamentswahlen.
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Die folgenden acht Jahre waren eine Serie von Ereig-
nissen, welche die Position der PO fortwährend auf die 
Probe stellte. Mitunter gelang es ihr, die erwarteten 
schweren Schläge zu parieren, wie in den Kommunal-
wahlen 2018, den Senatswahlen 2019 oder im ersten 
Wahlgang der Präsidentschaftswahlen 2020. Häufiger 
allerdings geriet sie durch schmerzhafte Niederlagen ins 
Schwanken, so bei den Europa- und den Sejmwahlen 
2019 oder infolge des ausschlaggebenden zweiten Wahl-
gangs der Präsidentschaftswahlen 2020.

In jener Zeit war die PO zweimal mit parteipoli-
tischen Initiativen konfrontiert, von denen sie in den 
Umfragen regelmäßig überholt wurde und die zu ihrer 
Abdankung als wichtigste Oppositionspartei hätten füh-
ren können: das war zum einen die Partei Die Moderne, 
die 2016 ihre wichtigste Phase hatte, und zum ande-
ren Polen 2050 (Polska 2050), die im ersten Halbjahr 
2021 von größerer Bedeutung war. Beide Male war der 
Anfang der Krise für die PO die Niederlage ihres Kan-
didaten in den Präsidentschaftswahlen.

Die Krise im Jahr 2016 wurde von der Selbstkom-
promittierung Ryszard Petrus, des Parteichefs von 
Die Moderne, beendet. Im Ergebnis wurde sie, die im 
Grunde ein »Klon« der PO war, schrittweise von der 
»älteren Schwester« absorbiert. Die Entstehung von 
Polen 2050, gegründet von dem katholischen »Medi-
enstar« Szymon Hołownia, der in den Präsidentschafts-
wahlen 2020 knapp 14 Prozent und den dritten Platz 
im ersten Wahlgang erhielt, hatte deutlich weitreichen-
dere Konsequenzen. Die anhaltende Hochstimmung 
von Polen 2050 im Nachgang der Wahl wurde durch 
die Rückkehr Donald Tusks in die Landespolitik Mitte 
2021 und seine erneute Übernahme der PO-Führung 
beendet. Die Unterstützung für Polen 2050 sank nun 
unter die Zustimmungswerte für die PO/KO, hielt sich 
aber auf einem Niveau, das die Partei zu einem Schlüs-
sel in den Machtspielen der nächsten Parlamentswah-
len 2023 machte.

Ein breites Bündnis gegen die PiS
Zwei Jahre lang konzentrierte sich Tusk als neue-alte 
Führungsperson darauf, die Opposition zu vereinen. 
Seine Rückkehr hatte seine in der Krise verharrende 
Partei zwar gerettet, aber nicht bewirkt, dass sich die 
Unterstützung für diese auch nur in etwa an die Zustim-
mungswerte für die PiS angenähert hätte, obgleich Letz-
tere durch den Konflikt um die Verschärfung des Abtrei-
bungsrechtes geschwächt war. Eine Situation, in der vier 
Oppositionsparteien gegen die PiS antreten, ließ sich 
schwerlich als rational interpretieren, doch die Verei-
nigung stieß auf verschiedene Schwierigkeiten. Einige 
davon bestanden ganz objektiv – das polnische Wahl-
system belohnt zwar den Zusammenschluss von Par-
teien, allerdings in erster Linie dann, wenn es sich um 

kleine Parteien handelt. Je größer die Gruppierungen 
sind, die ein Bündnis eingehen, desto geringer ist der 
sich daraus ergebende Gewinn, während gleichzeitig 
die Gefahr wächst, dass sich ein Teil der Wähler vom 
Rand der betreffenden Partei ab- und einer anderen Par-
tei zuwendet. Konkret: Im Sejm war auch die Opposi-
tionspartei Konföderation Freiheit und Unabhängig-
keit (Konfederacja Wolność i Niepodległość) vertreten, 
kritisch der PiS gegenüber, die ihr aber dennoch näher 
stand als die Linke oder der linke Flügel der PO/KO. 
Vergleicht man die Identifikation der PO-Wähler 2007 
mit der der Wähler der Konföderation 2019 (siehe Gra-
fik 1 »2007« und »2019« am Ende des Textes), lässt sich 
schlussfolgern, dass die PO/KO links eingestellte Wäh-
ler gewonnen, dafür aber Mitte-rechts orientierte, wirt-
schaftlich liberal eingestellte Wähler, denen linksliberale 
gesellschaftliche Postulate fern lagen, verloren hat – eben 
an die Konföderation.

Aus diesem Grund war die PO ausschließlich an 
einem vollständigen Zusammenschluss interessiert, der 
alle politischen Kräfte umfassen sollte, die zur Zusam-
menarbeit bereit wären: die Neue Linke (Nowa Lewica), 
die PSL und Polen 2050. Dahinter stand die Überzeu-
gung, dass ein Bündnis mit nur einer dieser Parteien 
als ideologisches Zugeständnis in deren Richtung auf-
genommen werden und zur Folge haben könnte, dass 
sich Wähler des entgegengesetzten Flügels in der eige-
nen Partei einer anderen Gruppierung zuwenden. Bei 
den kleineren Parteien waren die Bestrebungen nach 
einem vollständigen Zusammenschluss allerdings nicht 
so ausgeprägt. Sowohl die Neue Linke als auch die PSL 
befürchteten, dass ein zu breiter Block Ablehnung her-
vorrufen und die Abwanderung ihrer eigenen Wähler 
zur Folge haben könnte.

Ebenso große Bedeutung hatte, dass die kleineren 
Parteien befürchteten, die PO werde die Bündnispartner 
dominieren, zumal jene trotz deutlicher Schwächung im 
Vergleich zu ihrer Hochphase 2007 bis 2012 nicht von 
ihrer Überzeugung der eigenen Überlegenheit abließ. 
Indem sie sich die Sympathie der linksliberalen Medien 
zunutze machte, übte sie moralischen Druck auf die 
potentiellen Mitgefährten aus, was allerdings gegentei-
lige Wirkungen zeitigte. Im Ergebnis war die einzige 
getroffene Vereinbarung, zu der es im oppositionellen 
Spektrum kam, dass die PSL und Polen 2050 unter dem 
Namen Dritter Weg (Trzecia Droga) eine gemeinsame 
Wahlliste aufstellten.

Charakteristisch war, wie diese Verbindung im PO-
Milieu aufgenommen wurde. Einerseits wurde sie mit 
einem ganzen Spektrum negativer Emotionen belegt – von 
Misstrauen (sie werden uns verraten und eine Koalition mit 
der PiS eingehen) über Diskreditierung (sie schädigen und 
schwächen im Namen von Partikularinteressen das »demo-
kratische Lager«, weil sie keine vollständige Vereinigung wol-
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len) bis zur Betonung der ideologischen Unterschiede und 
ihrer Konsequenzen (später werden sie unsere fortschrittli-
chen und liberalen Forderungen blockieren). Andererseits 
tauchten Befürchtungen auf, dass der Dritte Weg, der 
sich als Bündnis registrieren ließ und folglich die Acht-
Prozent-Hürde nehmen musste, diese nicht überschrei-
ten und damit der ganzen Opposition die Chance neh-
men würde, die PiS aus der Regierung zu verdrängen. So 
tauchten zwei Wochen vor den Parlamentswahlen Ver-
lautbarungen auf, auch von Donald Tusk selbst, in denen 
indirekt die Stimmabgabe für die potentiellen Koaliti-
onspartner akzeptiert wurde. In der Umgebung der PO 
herrscht die feste Überzeugung, dass der überraschende 
Wahlerfolg des Dritten Weges in erster Linie eine Folge 
des taktischen Wahlverhaltens von PO-Anhängern war, 
die dem Dritten Weg dazu verhelfen wollten, die Acht-Pro-
zent-Hürde zu nehmen. Zudem habe ja auch Tusk dazu 
aufgerufen, so zu wählen. Allerdings zeigen die Analy-
sen von Wähleraussagen hier kein eindeutiges Bild. Mit 
Sicherheit gab es dieses taktische Wahlverhalten, aber es 
gab auch andere Motive. Auch die Entscheidungen der 
Wähler, die sowohl die PiS als auch die PO ablehnten, 
spielten eine Rolle. Darauf weist die Verknüpfung der 
zunehmenden Zustimmungswerte für den Dritten Weg 
mit den sinkenden Werten für die Konföderation hin, die 
noch im Juli 2023, drei Monate vor den Wahlen, zweistel-
lige Umfragewerte erhalten hatte. In den letzten Wochen 
des Wahlkampfes gingen sie um die Hälfte zurück. Auch 
Szymon Hołownias sehr guter Auftritt in einer Fernseh-
debatte während des Wahlkampfes wird von Bedeutung 
für Wahlentscheidungen gewesen sein. Die Debatte war 
von den PiS-dominierten öffentlichen Medien sehr par-
teiisch vorbereitet worden, aber sowohl PiS-Ministerpräsi-
dent Mateusz Morawiecki als auch Donald Tusk machten 
in ihrer Verbissenheit und Fokussierung aufeinander einen 
sehr ungünstigen Eindruck. Letztlich war das Gesamter-
gebnis der drei Listen (KO, Die Neue Linke, Dritter Weg), 
die zuvor ihren Willen bekannt hatten, eine Regierungs-
koalition zu bilden, vollkommen eindeutig, auch wenn 
die KO die PiS nicht hatte überholen können. Tusk ging 
als Hauptsieger hervor und kehrte dank der Unterstüt-
zung seiner Bündnispartner in das Amt des Ministerprä-
sidenten zurück.

Konzeptionell-strategische Fragen
Alle diese bereits länger zurückliegenden Ereignisse sind 
wichtig, um die spezifische Situation zu verstehen, in 
der sich die KO aktuell befindet. Auf der einen Seite 
ist sie ein Symbol für Stabilität und eine beträchtliche 
Vorhersagbarkeit der polnischen Politik. Trotz diverser 
Krisen und des Verlustes der Regierungsverantwortung 
bewahrte sie ihre Einheit und war sogar imstande, sich 
neue Kreise zu erschließen. Sie hat Koalitionspotential, 
so dass Donald Tusk nun zum dritten Mal Minister-

präsident ist. Sie ist eine fest gefügte Partei, insbeson-
dere im Vergleich zu den übrigen Gruppierungen; nur 
die PSL übertrifft sie, die ihr auch in Sachen lebendi-
ger Demokratie im Inneren überlegen ist. Diese wiede-
rum ist in der KO zweifelhaft, was eine Folge der unan-
gefochtenen Position Donald Tusks ist.

Gleichzeitig befindet sich die KO in einem Span-
nungsfeld, das mit ihrer Verortung auf der politischen 
Bühne zu tun hat. Sehr stark ausgeprägt ist ihre Vor-
stellung von sich als selbständige Partei, die vom gesam-
ten Establishment als dessen Repräsentant anerkannt 
wird, keine Koalitionspartner braucht bzw. in der kom-
fortablen Situation ist, von diesen die Zustimmung zu 
ihrem politischen Programm als Gegenleistung für den 
Zugang zur Regierungsverantwortung zu verlangen.

Betrachtet man jedoch die Ausgestaltung des gesam-
ten Parteiensystems (siehe Grafik 1 und 2 am Ende des 
Textes), hat sich ihre Situation deutlich verändert. 2011 
hat Tusk in seinem Exposé erklärt, dass »diese Regie-
rung Polen vor Extremisten von links und von rechts 
schützen wird«. In der Tat waren die PO und die PSL 
damals die Parteien, die dem Durchschnittswähler (im 
Sinne des Median) am nächsten standen. Diese kom-
fortable Position konnte aber nicht aufrechterhalten 
werden. Heute ist die KO nur wenig näher am durch-
schnittlichen Wähler als die PiS und das trotz der Tat-
sache, dass die acht Jahre Regierungszeit der PiS dazu 
geführt haben, dass sich der Ausschlag in Richtung kon-
servativ-solidarisch, welcher der PiS einst ihre deutliche 
Überlegenheit verschafft hatte, abgeschwächt hat. Er 
wurde aber nicht von einer Welle in die andere Rich-
tung ersetzt, sondern die Stärke der beiden Parteien kam 
annähernd ins Gleichgewicht. In der neuen Konfigura-
tion steht die KO vor dem Dilemma, ob sie sich in die 
zunehmende Polarisierung einfügen und sich in Rich-
tung fortschrittlicher gesellschaftlicher Postulate nei-
gen soll – das würde allerdings die Parteien des linken 
Spektrums nervös machen, die sich dann in ihrer Exis-
tenz bedroht sähen. Oder soll sie diese Forderungen lie-
ber der Linken lassen, damit diese darauf ihre Identität 
bauen kann? Sollte die KO ihre Botschaften vielmehr 
an den Durchschnittswähler anpassen, um Konflikte zu 
entschärfen und Kompromisse in ideologischen Fragen 
zu suchen? Man könnte auch den Forderungen entge-
genkommen, die der PiS zu ihrem Vorsprung verholfen 
haben, und Sozialtransfers, eine ablehnende Haltung 
zur Migration und die Anerkennung von Sicherheits-
themen als vorrangig behandeln. Eine Wendung in diese 
Richtung birgt jedoch das Risiko, Wähler an die Linke 
zu verlieren, und erzeugt eine existentielle Bedrohung 
für die PSL und Polen 2050. Es bleibt noch die Frage 
nach der Haltung gegenüber der Konföderation – wie 
kann man ihr die Wähler abspenstig machen, die für 
die freie Marktwirtschaft sind, Wähler, die allerdings 
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einen Hang zu den Botschaften der US-amerikanischen 
Alt-Right-Bewegung erkennen lassen?

Bisher fehlte hier eine klare Entscheidung. Vielmehr 
kam der Wunsch zum Ausdruck, auf allen Hochzei-
ten gleichzeitig tanzen zu wollen. Das hatte zur Folge, 
dass die Unterstützung für die KO seit den Parlaments-
wahlen 2023 schrittweise anstieg, allerdings auf Kos-
ten der Koalitionäre. Die beiden Bündnispartner ihrer-
seits gerieten in Schwierigkeiten: Aus der Linksfraktion 
schieden Politiker der Partei Razem (Gemeinsam) aus 
und wechselten in die Opposition; die PSL und Polen 
2050 verfolgen nicht mehr gemeinsam den Dritten Weg, 
woraufhin sich beide in den Umfragen unter der Fünf-
Prozent-Hürde wiederfanden.

Präsidentschaftswahlen als Abstimmung 
über die Regierung
Die Präsidentschaftswahlen 2025 wurden ebenfalls zum 
Problem. Die KO trat hier als Favorit auf und setzte noch 
einmal auf Rafał Trzaskowski, den Stadtpräsidenten von 
Warschau, der 2020 knapp an einem Sieg vorbeigeschlit-
tert war und nun von einer deutlich schlechteren Posi-
tion aus startete. (Wieder einmal, wie vor fünf und zehn 
Jahren, erwiesen sich die ein halbes Jahr vor den Präsi-
dentschaftswahlen durchgeführten Umfragen als illuso-
risch.) Die KO war nicht imstande, die erschreckenden 
Schwächen des von der PiS unterstützten Konkurrenten, 
Karol Nawrocki, für sich zu nutzen. Der Wahlkampf 
war träge und voller Fehler. Im Ergebnis war der Vor-
sprung Trzaskowskis gegenüber Nawrocki im ersten 
Wahlgang deutlich kleiner als erwartet. Noch schlech-
ter erging es den übrigen von den Parteien der Regie-
rungskoalition unterstützten Kandidaten, die doch im 
Herbst 2023 noch einen so eindeutigen Erfolg vorge-
wiesen hatte.

Für die KO und die PiS, die beiden größten Par-
teien, deren Kandidaten wie in den letzten vier Präsi-
dentschaftswahlen im zweiten Wahlgang gegeneinander 
antraten, waren die Ergebnisse des ersten Wahlgangs ein 
Warnsignal. Seit 20 Jahren war ihr Gesamtergebnis nicht 
so niedrig gewesen. Zwar teilten die Parteien die ältere 
Wählerschaft ungefähr zu gleichen Teilen und mit rela-
tiv hohen Prozentanteilen unter sich auf (siehe Grafik 3 
am Endes des Textes), aber unter den jüngeren Wäh-
lern erwies sich ihre Position als überraschend schwach.

Der zweite Wahlgang gestaltete sich als Plebiszit, 
ein Urteil über die Regierung, deren Umfragewerte 
sehr schwach waren. Ihr schlechtes Abschneiden hatte 
verschiedene Ursachen: von einer objektiv schwierigen 
Haushaltslage, die die Regierung von ihren Vorgän-
gern geerbt hatte, über die gesellschaftliche Erschöpfung 
infolge der Auswirkungen des russischen Angriffskrieges 
gegen die Ukraine auf Polen bis zu überzogenen Wahl-
versprechen der KO, die sich nicht einlösen ließen, da die 

Anfangsphase der Regierung schwierig war – Präsident 
Andrzej Duda verhielt sich offen feindselig und in der 
Koalition selbst bestanden Spannungen. Der Sieg Karol 
Nawrockis in den Präsidentschaftswahlen vernichtete 
den Plan des Regierungslagers, dass es erst mit einem 
»eigenen« Präsidenten tiefreichende politische Verän-
derungen herbeiführen könne. Er war auch ein Schock 
für die Wähler, die den Regierungsverlust der PiS zwei 
Jahre zuvor als Ankündigung werteten, dass deren gan-
zes Lager an den Rand gedrängt werden würde, ähnlich 
wie es 2001 bei der Wahlaktion der Solidarność (Akcja 
Wyborcza Solidarność – AWS) und 2005 bei der SLD 
der Fall gewesen war.

Ebenso wie bei den beiden vorangegangenen Nie-
derlagen führte auch die von 2025 zu einer Krise in der 
KO. Vielfach waren Stimmen von Publizisten und ano-
nyme Äußerungen von Politikern zu hören, die die Füh-
rungsposition von Donald Tusk in Frage stellten und 
forderten, ihn durch jemanden zu ersetzen, der keine 
Belastung für das Image der Partei ist.

Ein kleiner Trost für die KO war nach dieser Nieder-
lage die Situation im rechten Spektrum der Opposition. 
Nach dem anfänglichen Enthusiasmus über den Wahl-
erfolg kam es zu einer deutlichen Schwächung der PiS, 
die in internen Konflikten vor einer Zerreißprobe stand. 
Auch bei der Konföderation ließ die Dynamik nach und 
der vorangegangene Bruch in ihren Reihen brachte nun 
der neuen Partei von Grzegorz Braun (Konföderation 
der polnischen Krone/Konfederacja Korony Polskiej) 
höhere Umfragewerte ein. Die Schwäche der Opposi-
tion und die fehlende Alternative für Donald Tusk in 
der KO retteten seine Position in der Partei. Allerdings 
kann man sich schwerlich des Eindrucks erwehren, dass 
sich die Bewunderung für ihn nur noch auf sein engs-
tes Umfeld beschränkt.

Stark und schwach
Nach der Hälfte der Regierungszeit zeigen die Umfra-
gen ein Gleichgewicht zwischen dem Regierungslager 
und der Opposition an. Allerdings wird das tatsächli-
che Wahlergebnis bei den Parlamentswahlen (regulär 
2027) letztlich davon abhängen, wie sich die beiden Sei-
ten des politischen Konfliktes in den kommenden bei-
den Jahren ausdifferenzieren. Auf den ersten Blick ist 
die Bürgerkoalition zurzeit die stärkste Partei in Polen. 
Sie stellt den Ministerpräsidenten und führt die Umfra-
gen an. Sie ist die drittgrößte nationale Vertretung in 
der größten Fraktion des Europäischen Parlaments mit 
nur zwei Mandaten weniger als die CDU/CSU. Das 
spiegelt sich wiederum in guten Beziehungen zur Euro-
päischen Kommission. Ihre Überlegenheit über ihre 
Konkurrenten findet sich auch in den Kommunen wie-
der: Sie ist die regierende Gruppierung in zwölf von 16 
Woiwodschaften und in zehn stellt sie den Woiwod-
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schaftsmarschall [oberster Chef der Exekutive der Woi-
wodschaftsverwaltung, Anm. d. Übers.]. Zudem erhielt 
keine andere Partei eine so große Machtbeteiligung auf 
lokaler Ebene bei den Direktwahlen der Bürgermeister. 
Das stimmt alles, aber…

Im Vergleich zur Situation vor 15 Jahren ist die Posi-
tion der KO deutlich schwächer geworden. Allerdings ist 
jene Situation immer noch ihr Bezugspunkt und prägt 
das Denken der Partei und ihrer Führungspersonen. 
Ihre Überlegenheit ist weit entfernt von einer eindeu-
tig dominierenden Position oder gar einer erträumten 
absoluten Mehrheit und sie hat auch keinen Plan, wie es 
weitergehen könnte. Ihre Macht gründet auf der Unter-
stützung von Bündnispartnern, die sich in ständigen 
Schwierigkeiten befinden und in der KO keine Unter-
stützung haben, sondern eher eine Quelle zusätzlicher 
Spannungen. Dass sie 2023 auf Polarisierung setzte – 
der Regierungschef nannte damals die größte Oppositi-

onspartei eine »kriminelle Vereinigung« – zieht die stän-
dige Gefahr der Revanche nach sich, sollte im Jahr 2027 
ein Regierungswechsel stattfinden. Die Medienumge-
bung und Expertenkreise um die KO, auch die freund-
lich gesinnten, sind gespalten in die Anhänger eines har-
ten, kompromisslosen Abrechnungskurses gegenüber 
der PiS und diejenigen, welche eine solche Entschei-
dung für unrealistisch und nicht durchführbar halten. 
Eine Verständigung zwischen diesen beiden Strömun-
gen ist genauso schwierig wie eine Verständigung mit 
der Opposition. Das ist die Situation der KO – zerris-
sen zwischen Erinnerungen und Träumen von unbe-
strittener Dominanz und einem Kompromiss mit der 
Wirklichkeit, die deutlich komplexer ist und voll von 
tatsächlich schwierigen Problemen.

Übersetzung aus dem Polnischen: Silke Plate

Über den Autor
Prof. Dr. hab. Jarosław Flis ist Soziologe im Fachbereich für Verwaltung und gesellschaftliche Kommunikation sowie 
am Zentrum für quantitative Politikforschung der Jagiellonen-Universität Krakau (Uniwersytet Jagielloński, Kraków). 
Seine Forschungsschwerpunkte sind u. a. Wahlverhalten und politische Kommunikation. In den polnischen Medien 
ist er regelmäßig als Kommentator zur politischen Lage präsent.
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PO, KO – Platforma Obywatelska, Koalicja Obywatelska/Bürgerplattform, 
Bürgerkoalition

NL – Nowa Lewica/Neue Linke
SLD – Sojusz Lewicy Demokratycznej/Demokratische Linksallianz)
ZL – Zjednoczona Lewica/Vereinigte Linke
LiD – Lewica i Demokraci/Linke und Demokraten

PSL – Polskie Stronnictwo Ludowe/Polnische Bauernpartei
TD – Trzecia Droga/Dritter Weg

PiS/Prawo i Sprawiedliwość/Recht und Gerechtigkeit
KWN – Konfederacja Wolność i Niepodległość/Konföderation Freiheit und 
Unabhängigkeit

Quelle:  Berechnungen des Autors Jarosław Flis auf der Grundlage von: Pol-
skie Generalne Studium Wyborcze 2007, 2019 und 2023.



8Polen-Analysen Nr. 359, 17.02.2026

Grafik 2:	 Werte- und parteibezogene Selbstidentifikation der Wähler 2007, 2011, 2015, 2019, 2023

PO, KO – Platforma Obywatelska, Koalicja Obywatelska/Bürgerplattform, Bürgerkoalition

NL – Nowa Lewica/Neue Linke
SLD – Sojusz Lewicy Demokratycznej/Demokratische Linksallianz)
ZL – Zjednoczona Lewica/Vereinigte Linke
LiD – Lewica i Demokraci/Linke und Demokraten

PSL – Polskie Stronnictwo Ludowe/Polnische Bauernpartei
TD – Trzecia Droga/Dritter Weg

PiS/Prawo i Sprawiedliwość/Recht und Gerechtigkeit

Quelle:  Berechnungen des Autors Jarosław Flis auf der Grundlage von: Polskie Generalne Studium Wyborcze 2007, 2011, 2015, 2019 und 2023.
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UMFR AGEN

Parteipräferenzen

Grafik 1:	 Parteipräferenzen, 15. Oktober 2023 (Datum der letzten Sejmwahl) bis Februar 2026

KO – Koalicja Obywatelska/Bürgerkoalition; PiS – Prawo i Sprawiedliwość/Recht und Gerechtigkeit; Konfederacja/Konföderation; Lewica/Die Linke; PL 2050 – Pol-
ska 2050/Polen 2050; PSL – Polskie Stronnictwo Ludowe/Polnische Bauernpartei; TD – Trzecia Droga/Dritter Weg (= Polska 2050 + PSL)

Quelle: https://ewybory.eu/sondaze/ (abgerufen am 16.02.2026).
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Tabelle 1:	 Parteipräferenzen, 15. Oktober 2023 (Datum der letzten Sejmwahl) bis Februar 2026

Letzte 
Sejmwahl 

(15.10.2023)

Oktober 
2023

November 
2023

Dezember 
2023

Januar 
2024

Februar 
2024

März 2024 April 2024 Mai 2024 Juni 2024

KO 30,7 29,9 28,2 27 29,4 31,2 30,7 31,8 30,5 32,4

PiS 35,38 32,8 32,3 31,5 30,2 28,9 28,1 29,7 30,9 31,1

Konfederacja 7,16 6,5 7,4 7,8 7,8 9 9,5 9,5 9,9 10,6

Lewica 8,61 5,4 8,4 9,1 9,1 8 9 8,2 8,7 7,6

PL 2050  

PSL  

unentschie-
dene Wähler

3,2 6,5 6,8 5,6 5,2 7 6 7,3 6,5

TD 14,4 18,7 15,1 16,2 15,5 14,7 12,4 11,7 10,4 9,8

Juli 2024 August 
2024

September 
2024

Oktober 
2024

November 
2024

Dezember 
2024

Januar 
2025

Februar 
2025

März 2025 April 2025

KO 32,1 32,8 32,3 32,4 32,9 32,3 30,9 30,8 32,3 31,6

PiS 29,1 30 30,9 31 30,4 30,9 32,1 29,9 28,2 29,2

Konfederacja 12,4 12,3 10,8 11,5 11,9 11,7 13,9 14,6 17,1 16,6

Lewica 8,9 8,5 8,8 8 7,4 7 6,5 6,9 5,3 5,5

PL 2050

PSL

unentschie-
dene Wähler

6,4 5 5,9 6,9 6,3 6 4,7 6,5 8,3 5,4

TD 9,9 9,9 9,9 9,2 8,3 9,1 8,6 8,6 6,7 7,6

Mai 2025 Juni 2025 Juli 2025 August 
2025

September 
2025

Oktober 
2025

November 
2025

Dezember 
2025

Januar 
2026

Februar 
2026

KO 30,9 29,8 28,9 29,7 30,4 31,5 32 32,3 32,7 32,1

PiS 29,6 29,1 29,1 29,8 30,4 27,6 26,6 26,3 26,1 24

Konfederacja 13,9 15 14 14 13,6 13,5 13,4 12,3 11,9 11,9

Lewica 6,6 6,4 6,3 6,4 6,4 6 6,2 6,4 6,6 6,5

PL 2050 4,3 3 3,1 2,6 2,3 2,2 2,1 2,2 3,1

PSL 3,8 2,6 2,6 2,4 2,9 2,2 2,6 2,7 3,3

unentschie-
dene Wähler

7,3 3,5 5,2 6,1 4,6 4,7 6,3 5,6 4,7 7,4

TD 6,4 5,3

KO – Koalicja Obywatelska/Bürgerkoalition; PiS – Prawo i Sprawiedliwość/Recht und Gerechtigkeit; Konfederacja/Konföderation; Lewica/Die Linke; PL 2050 – Pol-
ska 2050/Polen 2050; PSL – Polskie Stronnictwo Ludowe/Polnische Bauernpartei; TD – Trzecia Droga/Dritter Weg (= Polska 2050 + PSL)

Quelle: https://ewybory.eu/sondaze/ (abgerufen am 16.02.2026).
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CHRONIK

3. – 16. Februar 2026
03.02.2026 Ministerpräsident Donald Tusk teilt mit, dass die Staatsanwaltschaft und die Geheimdienste die Epstein-Akten 

auf Verbindungen zu Polen prüfen werden. Dem US-Amerikaner Jeffrey Epstein wird u. a. vorgeworfen, zu Leb-
zeiten Sexualstraftaten, auch an Minderjährigen, begangen zu haben. Außerdem solle untersucht werden, welche 
Auswirkungen auf Polen eine mögliche Beteiligung russischer Geheimdienste in der Sache gehabt haben könnte.

03.02.2026 Das Verteidigungsministerium informiert, dass ein langjähriger ziviler Ressortmitarbeiter wegen Verdachts auf 
Spionage für einen ausländischen Geheimdienst festgenommen wurde.

04.02.2026 Nach aktuellen Angaben des Hauptstatistikamtes (Główny Urzad Statystyczny – GUS) belief sich der durch-
schnittliche Bruttolohn im August 2025 auf 8.827,87 Zloty (ca. 2.095 Euro). Bei Männern betrug er 9.220,24 
Zloty (ca. 2.188 Euro), bei Frauen 8.424,71 Zloty (ca. 2.000 Euro).

05.02.2026 Ministerpräsident Donald Tusk und der ukrainische Präsident Wolodymyr Selenskyj unterzeichnen in Kyjiw 
(Ukraine) eine Absichtserklärung über die gemeinsame Produktion von Munition und Rüstungsgütern. Tusk 
erklärt die Bereitschaft, dass Polen der Ukraine MiG-29 Kampfflugzeuge und die Ukraine Polen Drohnen 
übergibt.

06.02.2026 Paulina Hennig-Kloska, Ministerin für Klima und Umwelt, und der Vizepräsident des Nationalfonds für 
Umweltschutz und Wasserwirtschaft (Narodowy Fundusz Ochrony Środowiska i Gospodarki Wodnej), Robert 
Gajda, unterzeichnen drei Verträge über die Modernisierung der Bildungseinrichtungen in den Nationalparks 
Großpolen, Heiligkreuz und Białowieża (Wielkopolski/Świętokrzyski/Białowieski Park Narodowy). Die Inves-
titionen in der Gesamthöhe von 40 Millionen Zloty (ca. 9,5 Millionen Euro) sollen Ende 2028 abgeschlossen 
sein. Die Mittel kommen aus EU-Fördermitteln – dem Europäischen Fonds für Ostpolen bzw. den EU-Fonds 
für Infrastruktur, Klima und Umwelt. 

09.02.2026 Anita Sowińska, Vizeministerin für Klima und Umwelt, und Marek Wójcik, Woiwode der Woiwodschaft 
Schlesien (województwo śląskie), stellen das Programm zur Beseitigung gefährlicher Abfälle 2025–2027 in der 
Woiwodschaft Schlesien vor. Dafür sind insgesamt 360 Millionen Zloty (ca. 85,4 Millionen Euro) vorgese-
hen. 2025 wurden zehn illegale Sondermülldeponien mit einem Volumen von 17.000 Tonnen Abfalls aufgelöst.

10.02.2026 Nach aktuellen Angaben des Hauptstatistikamtes (Główny Urzad Statystyczny – GUS) betrug die Arbeitslo-
senquote im Dezember 2025 5,7 Prozent (Dezember 2024: 5,1 Prozent).

11.02.2026 Ministerpräsident Donald Tusk teilt mit, dass sich Polen nicht dem von US-Präsident Donald Trump initiier-
ten Friedensrat anschließen wird. Als Grund nennt er Zweifel an der Ausrichtung und Struktur des Rates. Kri-
tiker werfen Trump vor, mit dem Friedensrat eine Konkurrenz zu den Vereinten Nationen aufbauen zu wollen. 
Trump, der den Vorsitz für sich beansprucht, lädt Staaten zu einer dreijährigen Mitgliedschaft ein; für einen 
ständigen Sitz soll eine Milliarde US-Dollar gezahlt werden.

13.02.2026 Der Sejm verabschiedet mit 236 Ja-Stimmen, 199 Nein-Stimmen und vier Enthaltungen ein Gesetz zur Ein-
setzung des von der Europäischen Union beschlossenen SAFE-Programms (Security Action for Europe). Die-
ses stellt zinsgünstige Darlehen für die Beschaffung militärischen Materials zur Verfügung. Die Gegenstim-
men kamen v. a. von Abgeordneten der Fraktion Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość – PiS) und 
der Konföderation (Konfederacja). Kritiker aus der Opposition bezweifeln, dass die Vergabe der SAFE-Mittel 
transparent ablaufen werde, und argumentieren, dass das Programm genutzt werden könne, um auf Polen in 
Zukunft politischen Druck vonseiten der EU auszuüben. Verteidigungsminister Władysław Kosiniak-Kamysz 
unterstreicht, dass das Programm Transparenz- und Antikorruptionsmechanismen beinhaltet und es sich um 
eine der wichtigsten Abstimmungen für die Zukunft der polnischen Streitkräfte handele. 

14.02.2026 Ministerpräsident Donald Tusk hält in München die Laudatio auf den ukrainischen Präsidenten Wolodymyr 
Selenskyj, dem auf der Münchner Sicherheitskonferenz der Ewald-von-Kleist-Preis verliehen wird. Tusk unter-
streicht, dass der ukrainischen Nation, die sich gegen die militärische Aggression Russlands zur Wehr setzt, 
die Hochachtung der freien Welt gebührt. Die Ukrainer hätten der freien Welt bewusst gemacht, dass sie ohne 
Entschlossenheit, Kraft und Bereitschaft, das Böse zu bekämpfen, nicht bestehen werde. Polen habe in sei-
ner Geschichte die Erfahrung gemacht, dass es sich lohne zu kämpfen, um ein Teil der freien Welt zu werden.

16.02.2026 Die Operative Führung der Bewaffneten Streitkräfte (Dowództwo Operacyjne Rodzajów Sił Zbrojnych – 
DORSZ) teilt mit, dass in der vergangenen Nacht erneut Verletzungen des polnischen Luftraums registriert 
wurden. Es habe sich um Ballons gehandelt, die aus Richtung Belarus kamen. Es habe keine Gefahr für den 
Luftverkehr und die Bevölkerung bestanden.

Sie können die gesamte Chronik seit 2007 auch auf  http://www.laender-analysen.de/polen/ unter dem Link »Chronik« lesen.

http://www.laender-analysen.de/polen/
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Bildung, Verwaltung, Medien und Wirtschaft. Das DPI versteht sich in Kooperation mit den Orten wissenschaftlicher Polen-Kom-
petenz an deutschen Hochschulen und Forschungsinstituten als verbindendes und vernetzendes Zentrum. Mit der 70.000 Bände 
zählenden multidisziplinären Fachbibliothek für Polen, die eine einzigartige Sammlung polnischer Belletristik in der Original-
sprache und in deutscher Übersetzung umfasst, ist das DPI ein geschätzter Ort der Recherche und des wissenschaftlichen Arbeitens.

Forschungsstelle Osteuropa an der Universität Bremen (www.forschungsstelle.uni-bremen.de)
1982 gegründet, widmet sich die Forschungsstelle Osteuropa an der Universität Bremen der interdisziplinären Analyse der Länder 
Ost- und Ostmitteleuropas in Zeitgeschichte und Gegenwart. Der Forschungsschwerpunkt liegt dabei auf der Rolle von »Dissens 
und Konsens«, von Opposition und Zivilgesellschaft in ihrem historischen, politischen, gesellschaftlichen und kulturellen Kontext.
Die Forschungsstelle besitzt in ihrem Archiv eine einzigartige Sammlung alternativer Kulturgüter und unabhängiger Texte aus 
den ehemaligen sozialistischen Ländern. Darunter befindet sich auch eine umfangreiche Sammlung des »Zweiten Umlaufs«, die 
das Schrifttum und Dokumente unabhängiger Initiativen und gesellschaftlicher Gruppen in Polen aus der Zeit von 1976 bis zum 
Umbruch umfasst. Hinzu kommt eine umfangreiche Bibliothek mit wissenschaftlicher Literatur. Mit Archiv, Bibliothek und zwei 
wissenschaftlichen Abteilungen ist die Forschungsstelle auch eine Anlaufstelle sowohl für Gastwissenschaftler als auch für die in-
teressierte Öffentlichkeit.
Eine der Hauptaufgaben der Forschungsstelle ist die Information der interessierten Öffentlichkeit. Dazu gehören unter anderem 
regelmäßige E-Mail-Informationsdienste für Politik, Wirtschaft, Zivilgesellschaft und Medien.
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Kostenlose E-Mail-Dienste: 
Länder-Analysen

Die Länder-Analysen bieten regelmäßig im kostenlosen Abonnement kompetente Einschätzungen aktueller politischer, 
wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Entwicklungen in Ostmitteleuropa, Osteuropa und Zentralasien. Alle Länder-
Analysen verstehen sich als Teil eines gemeinsamen Projektes, das der wissenschaftlich fundierten, allgemeinverständlich 
formulierten Analyse der Entwicklungen im östlichen Europa, der Offenheit für verschiedene inhaltliche Positionen und 
der kostenlosen und nicht-kommerziellen Information einer breit verstandenen interessierten Öffentlichkeit verpflichtet 
ist. Autor/innen sind internationale Fachwissenschaftler/innen und Expert/innen. Die Redaktionen der Länder-Analysen 
bestehen aus Wissenschaftler/innen mit langjähriger Forschungserfahrung.
Die Länder-Analysen bieten regelmäßig Kurzanalysen zu aktuellen Themen, ergänzt um Grafiken und Tabellen sowie 
Dokumentationen. Zusätzlich gibt es eine Chronik aktueller Ereignisse.

Belarus-Analysen 
Die Belarus-Analysen erscheinen fünf bis sechs Mal pro Jahr.
Abonnement unter: https://laender-analysen.de/abonnement/

Belarus Analytical Digest 
In englischer Sprache. Erscheinungsweise: sechs Mal pro Jahr
Abonnement unter: https://css.ethz.ch/en/publications/belarus-analytical-digest/newsletter-service-belarus-analytical-
digest.html

Caucasus Analytical Digest 
In englischer Sprache. Erscheinungsweise: zweimonatlich
Abonnement unter: http://www.css.ethz.ch/en/publications/cad.html

Moldovan Analytical Digest 
In englischer Sprache. Erscheinungsweise: vierteljährlich
Abonnement unter: https://css.ethz.ch/en/publications/moldovan-analytical-digest/newsletter-service-moldovan-
analytical-digest.html

Polen-Analysen
Die Polen-Analysen erscheinen mit Ausnahme einer Sommerpause an jedem ersten und dritten Mittwoch im Monat.
Abonnement unter: http://www.deutsches-polen-institut.de/newsletter/polen-analysen/

Russland-Analysen 
Die Russland-Analysen erscheinen mit Ausnahme einer Sommerpause ein bis zwei Mal pro Monat.
Abonnement unter: https://laender-analysen.de/abonnement/

Russian Analytical Digest 
In englischer Sprache. Erscheinungsweise: zweimal monatlich
Abonnement unter: http://www.css.ethz.ch/en/publications/rad.html

Ukrainian Analytical Digest 
In englischer Sprache. Erscheinungsweise: zweimonatlich
Abonnement unter: http://www.css.ethz.ch/en/publications/uad.html

Ukraine-Analysen 
Die Ukraine-Analysen erscheinen mit Ausnahme einer Sommerpause ein bis zwei Mal pro Monat.
Abonnement unter: https://laender-analysen.de/abonnement/

Zentralasien-Analysen
Die Zentralasien-Analysen erscheinen sechs Mal pro Jahr.
Abonnement unter: https://laender-analysen.de/abonnement/
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